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Sie möchten regelmäßig Informationen über Veranstaltungen des Rosa Luxemburg Clubs erhalten? 


  - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - -


Hiermit  bitte  ich  um  weitere  Informationen  über  





	die  Rosa Luxemburg Stiftung  


  


	Veranstaltungen  des  Rosa Luxemburg Clubs in   Mönchengladbach  











�


Name


-------------------------------------------------------------------------


�


Vorname


-------------------------------------------------------------------------


�


Geburtsdatum


-------------------------------------------------------------------------


�


Straße/Nr.





--------------------------------------------------------------------------


PLZ/Wohnort





�-------------------------------------------------------------------------


Telefon





�-------------------------------------------------------------------------


E-Mail





--------------------------------------------------------------------------




















Bitte einsenden an:





Bernd Scherwatzki


Friedrich Ebert Str. 127


41236 Mönchengladbach 





Über die Rosa-Luxemburg Stiftung





Die Rosa Luxemburg Stiftung gehört zu den großen Trägern politischer Bildungsarbeit in der Bundesrepublik Deutschland. Sie versteht sich als ein Teil der geistigen Grundströmung des demokratischen Sozialismus. Hervorgegangen aus dem 1990 in Berlin gegründeten Verein »Gesellschaftsanalyse und politische Bildung e. V.«, entwickelte sich die Stiftung zu einer bundesweit agierenden Institution politischer Bildung, zu einem Diskussionsforum für kritisches Denken und politische Alternativen sowie zu einer Forschungsstätte für eine progressive Gesellschaftsentwicklung. An der Arbeit der Stiftung beteiligen sich viele ehrenamtliche Akteure.





Die Rosa Luxemburg Stiftung 


organisiert politische Bildung, verbreitet Kenntnisse über gesellschaftliche Zusammenhänge in einer globalisierten, ungerechten und unfriedlichen Welt; 


ist ein Ort kritischer Analyse des gegenwärtigen Kapitalismus; 


ist ein Zentrum programmatischer Diskussion über einen zeitgemäßen demokratischen Sozialismus, ein sozialistischer Think-Tank politiknaher Alternativen; 


ist in der Bundesrepublik Deutschland und international ein Forum für einen Dialog zwischen linkssozialistischen Kräften, sozialen Bewegungen und Organisationen, linken Intellektuellen und Nichtregierungsorganisat-ionen; 


fördert junge Intellektuelle mittels Studien- bzw. Promotionsstipendien; 


gibt Impulse für selbstbestimmte gesellschaftliche politische Aktivität und unterstützt das Engagement für Frieden und Völkerverständigung, für soziale Gerechtigkeit und ein solidarisches Miteinander. 





Kontakt zum Rosa Luxemburg Club Mönchengladbach


E-Mail: info@rlc-mg.de


Webseite: http:\\www.rlc-mg.de





V.i.S.d.P:


Bernd Scherwatzki


Friedrich Ebert Str. 127


41236 Mönchengladbach








Veranstaltungshinweis


Staat und Faschisten Hand in Hand?





Die BRD-Geschichte kennt viele Spitzel, die führend am Aufbau von Nazistrukturen beteiligt waren





 Ort:                 DGB - Haus


                     Rheydterstr. 328


                     41065 Mönchengladbach





 Datum:       Donnerstag, den 07.März 2013 


 Uhrzeit:      18.30 Uhr





Referentin





�


�


 Ulla Jelpke MdB





Eine Veranstaltung/Kooperation von RLS NRW


und dem Rosa Luxemburg Club Mönchengladbach.





�Im November jährte sich die Entdeckung der faschisti-schen Terrorzelle Nationalsozialistischer Untergrund« (NSU). Die NSU-Mitglieder sollen für eine Mordserie an neun türkisch-kurdischen und griechischen Kleinun-ternehmern sowie einer Polizistin, für zwei Bombenan-schläge auf Migranten und für 14 Banküberfälle veran-wortlich sein. Parlamentarische Untersuchungsaus-schüsse sollen klären, wie es möglich war, dass die nach Sprengstofffunden 1998 abgetauchten Nazis 13 Jahre lang unbehelligt im Untergrund leben – und morden – konnten. Die bisherigen Untersuchungsergebnisse offenbaren einen kaum für möglich gehaltenen Sumpf aus Geheimdiensten, ihren V-Leuten und militanten Neonazis. Deutlich wurde, dass die Verfassungs-schutzämter immer wieder über ihre V-Leute nahe an dem Mordtrio dran waren, aber offenbar gar kein Interesse an dessen Ergreifung hatten. Die NSU-Affäre, in deren Folge bereits der Präsident des Bundesamtes für Verfassungsschutz und mittlerweile vier Länderpräsidenten  zurück traten oder in den Ruhe-stand versetzt wurden, hat sich längst zu einem der größten Geheimdienstskandale der Bundesrepublik ausgewachsen. Als Grundfragen stehen dabei im Raum: Hat der Inlandsgeheimdienst lediglich versagt oder erfolgte sein Handeln vielmehr gemäß seiner inneren Logik? Ist der Verfassungsschutz ein unverzichtbares und nur reformbedürftiges Instrument im Kampf gegen den militanten Neofaschismus? Oder entpuppt sich der Geheimdienst vielmehr als Förderer dessen, was er zu bekämpfen vorgibt? Um diese Fragen zu klären, soll das Verhältnis der Geheimdienste in der Bundesrepublik zum Rechtsextremismus untersucht werden.





Insbesondere die bundesdeutschen Inlandsgeheim-dienste, das Bundesamt für Verfassungsschutz und die Verfassungsschutzbehörden der Länder, hatten immer wieder enge Kontakte zu Neofaschisten. Dies ergibt sich schon aus der Geschichte dieses Geheimdienstes. Vor dem Hintergrund des Kalten Krieges war mit einer »umstürzlerischen« Tätigkeit vor allem das Wirken der Kommunistischen Partei Deutschlands (KPD) gemeint. Bei vielen Mitarbeitern des schon im September 1950 
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gebildeten Bundesamtes für Verfassungsschutz handelte es sich um bereits unter dem Hitlerfaschismus erprobte Antikommunisten aus dem Sicherheitsdienst SD, der Gestapo und SS. Mit Hubert Schrübbers (CDU) wurde 1955 ein ehemaliger SA-Mann Präsident des Bundesamtes. 





Unter Schrübbers, der als ehemaliger NS-Staatsanwalt aufgrund seiner früheren Urteile gegen politisch und rassisch Verfolgte erst 1972 in den Ruhestand versetzt wurde, stiegen zahlreiche Altnazis in hohe Positionen des Geheimdienstes auf. »16 von 56 Verfassungsschutz-beamten sind ehemalige SS-Führer« hieß es am 31. August 1963 in der sozialdemokratischen Kieler Volks-zeitung. Bundesinnenminister Hermann Höcherl (CSU) verwahrte sich unterdessen dagegen, »eine formelle Zugehörigkeit zur SS heute bereits als Verbrechen anzu-sehen«. Warum dies so war, erklärte die Tageszeitung Die Welt am 12. September 1963: »Der Sprecher des Innen�ministeriums hatte seinerzeit erklärt, dass die ehemaligen SS- und SD-Angehörigen schon deshalb nicht entlassen werden könnten, weil man auf ihre Erfahrungen nicht verzichten wolle.« Der Feind steht links – dieses Credo teilten die stramm antikommu-nistisch eingestellten Geheimdienstmitarbeiter mit Nazivergangenheit, die im Verfassungsschutz den »Marsch durch die Institutionen« angetreten hatten, mit ihren alten Kriegskameraden, die 1964 die NPD als legale faschistische Partei gründeten.





Schon bei den ersten V-Leuten des Verfassungsschut-zes innerhalb der NPD dürfte es sich so weniger um ein-geschleuste Spitzel gehandelt haben als vielmehr um Gesinnungsfreunde, denen die Verfassungsschützer auch finanziell wohlwollend unter die Arme griffen. Wie weit die Unterwanderung der NPD ging, zeigte das Scheitern des ersten, von Bundesregierung, Bundestag und Bundesrat im Jahr 2001 beantragten Verbots-verfahrens gegen die NPD vor dem Bundes-verfassungsgericht. Dieses Verfahren endete am 18. März 2003 mit einer Einstellung aus formalen Gründen, obwohl die Karlsruher Richter inhaltlich offenkundig von der Verfassungswidrigkeit der Partei überzeugt waren. Der Grund des Scheiterns dieses Verfahrens war die zutage getretene enge Durchsetzung der  NPD-Gremien mit V-Leuten der Verfassungsschutzbehörden von Bund und Ländern. Für die Richter war so nicht





mehr unterscheidbar, welche Handlungen und Beschlüsse der NPD noch »original« und welche in Wahrheit dem Staat zuzurechnen waren.





Diese Durchsetzung mit V-Leuten wurde zuerst anhand des nordrhein-westfälischen Landesverbandes der NPD deutlich, deren Landesvorsitzender und sein Vize sowie der Chefredakteur der regionalen Parteizeitung Deutsche Zukunft als Mitarbeiter des Geheimdienstes enttarnt wurden. Rund jeder sechste Führungsfunktionär der NPD soll bundesweit für einen Geheimdienst gearbeitet haben, so dass eine Sperrminorität von drei der sieben Verfassungsrichter eine »fehlende Staatsferne« der faschistischen Partei konstatierte. Da von einer eigenständigen, staatlich unabhängigen Partei nicht die Rede sein könnte, könne sich die NPD auch nicht »selbstbestimmt« gegen das Verbotsverfahren verteidigen. »Die Beobachtung einer politischen Partei durch V-Leute staatlicher Behörden, die als Mitglieder des Bundesvorstands oder eines Landesvorstands fungieren, unmittelbar vor und während der Durchführung eines Parteiverbots-verfahrens ist in der Regel unvereinbar mit den Anforderungen an ein rechtsstaatliches Verfahren.





Staatliche Präsenz auf der Führungsebene einer Partei macht Einflußnahme auf deren Willensbildung und Tä-tigkeit unvermeidbar«. Es sei daher nicht auszuschlie-ßen, »dass Personen mit ihren Äußerungen als Teil des Bildes einer verfassungswidrigen Partei präsentiert wer-den, die nachrichtendienstliche Kontakte mit staatlichen Behörden unterhalten oder unterhalten haben, ohne dies kenntlich zu machen und so die darauf folgenden Zurechnungsprobleme offenzulegen«.





Entscheidend für diese Niederlage in Karlsruhe – und damit die Rettung der NPD – waren damit das dem da-maligen Bundesinnenminister Otto Schily (SPD) unter-stellte Bundesamt für Verfassungsschutz und die Landesverfassungsschutzbehörden. Für die NPD-Füh-rung, ihre Anhänger und Wähler kam die Verfahrens-einstellung einem Freibrief für ihre rassistische Hetze gleich.
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